
Eisenbahnbehörden der B e t r i e b  der Eisenbahn 
übergeben worden ist, hat an obiger Rechtslage hin
sichtlich der vor dem 8. 5. 1945 entstandenen Forde
rungen gegen die Reichsbahn nichts geändert. In
soweit sind die deutschen Eisenbahnbehörden zur Ver
tretung der Reichsbahn — zum mindesten zur Zeit — 
nicht passiv legitimiert (vgl. die Rundverfügung der 
Deutschen Zentralverwaltung des Verkehrs in der so
wjetischen Besatzungszone vom 14. 3. 1946 — III Nr. 
96/46). Es ist also z. Zt. weder eine Leistungsklage 
noch eine Feststellungsklage möglich.

§ 91 ZPO, § 4 der 3. VereinfachungsVO v. 16. 5.42.
Zur Frage der Erledigung der Hauptsache im Falle 

der Enteignung des Betriebs, gegen den die im Streit 
befangene Forderung gerichtet ist.

OLG Gera, Urteil v. 25. 7.47 — 3 U 301/47.

Der Kläger, der bei der ursprünglichen Verklagten, 
einer Schuhfabrik AG., als Vorstandsmitglied tätig ge
wesen und am 12. 6. 45 fristlos gekündigt worden war, 
hatte mit der Klage zunächst eine Gehalts- und Tan
tiemeforderung von insgesamt 10 000 RH geltend ge
macht. Der Klage war vom LG in Höhe 7000 RM statt
gegeben worden. Hiergegen hat die ursprünglich Ver
klagte am 2. 8. 1946 Berufung eingelegt.

In dem Tatbestand heißt es dann weiter: „Die Ver
klagte macht nunmehr geltend, daß sie auf Grund der 
tlbergabeverhandlung vom 5. 11. 1946 landeseigener Be
trieb geworden ist. Infolgedessen hafte sie gemäß § 15 
der Verordnung zur Durcnführung des Gesetzes über die 
Organisation der landeseigenen Betriebe und die Errich
tung der Hauptverwaltung der landeseigenen Betriebe 
vom 18. 10. 1946 (Ges.S. 1947, S. 13) nicht für die gegen 
den bisherigen Betrieb entstandenen Verbindlichkeiten. 
Diese seien vielmehr untergegangen, so daß die Klage 
schon aus diesem Grunde abgewiesen werden müsse. 
Der Kläger bestreitet nicht, daß die Verklagte in das 
Eigentum des Landes Thüringen überführt worden ist 
und ist ebenfalls der Ansicht, daß zufolge der Verord
nung vom 18. 10. 1946 sein Gehaltsanspruch gegen die 
Verklagte als landeseigener Betrieb nicht mehr verfolgt 
werden kann. Der Kläger erklärt, daß der Rechtsstreit 
somit in der Hauptsache erledigt sei. Er verwahrt sich 
jedoch gegen die Kosten, weil zu der Zeit, als die Klage 
erhoben und auch als die Berufung eingelegt wurde, der 
Klageanspruch verfolgbar und aussichtsreich gewesen 
sei.“

Der Kläger stellte daher nunmehr — nachdem er zu
nächst Zurückweisung der Berufung beantragt hatte — 
den Antrag, den Rechtsstreit in der Hauptsache für er
ledigt zu erklären und die Kosten der Verklagten auf
zuerlegen. Die Verklagte hielt dagegen den Antrag auf
recht, unter Abänderung des erstinstanzlichen Urteils 
die Klage im ganzen kostenpflichtig abzuweisen. — Das 
OLG hat dem Anträge der Verklagten stattgegeben.

Aus den Gründen:
Daß an Stelle der ursprünglichen Verklagten der 

daraus entstandene landeseigene Betrieb in den Rechts
streit eingetreten ist, ist eine zulässige und außerdem 
sachdienliche Klageänderung.

Die Bestimmung, die sich jetzt in § 15 der Verord
nung über landeseigene Betriebe vom 18.10.1946 findet, 
daß der landeseigene Betrieb Verbindlichkeiten des bis
herigen Betriebs nicht übernimmt, und die ihren Vor
läufer in dem Gesetz über die Gewährung von Entschä
digungen bei der Einziehung oder dem Übergang von 
Vermögen vom 9. 12. 1937 (RGBl. 1937 I S. 1333) hat, 
stellt das Rechtsschicksal des bisherigen Vermögens
trägers nicht ausdrücklich klar, ob nämlich der bis
herige Vermögensträger als durch Gesetz aufgelöst oder 
als stillschweigend erloschen oder als verschmolzen oder 
als übernommen oder wie er sonst anzusehen ist. Für 
den vorliegenden Rechtsstreit ergibt sich aber auf alle 
Fälle, daß die Gehalts- usw. -forderungen des Klägers 
an die frühere Aktiengesellschaft dem landeseigenen 
Betrieb gegenüber nicht mehr geltend gemacht werden 
können.

Das sieht auch der Kläger ein. Um der Köstenpflicht 
zu entgehen, hat er die Hauptsache für erledigt erklärt, 
bleibt“ aber dabei, daß die Verklagte die Kosten tragen

müsse. Die Anregung des Gerichts, die Klage zurückzu
nehmen und die Kostenpflicht anzuerkennen, hat der 
Kläger ausdrücklich abgelehnt. In Wirklichkeit ver
wahrt sich der Kläger, indem er die Kostenlast ablehnt, 
gegen das Prozeßrisiko und erklärt damit seinen An
spruch nach wie vor für berechtigt, aber — ähnlich 
einer Naturobligation — für nicht mehr klagbar. Er er
klärt ihn damit also nicht für gegenstandslos; das aber 
gehört zu einer Erledigung der Hauptsache.

Noch schärfer tritt die Nichterledigung der Haupt
sache im Verhalten der Verklagten zutage. Sie hält aus
drücklich ihren Klageabweisungsantrag und ihren Be
rufungsantrag aufrecht. Dadurch widerlegt sie die Be
hauptung des Klägers, daß die Hauptsache erledigt sei.

§ 4 Abs. 1 der Dritten Vereinfachungsverordnung vom 
16. 5. 1942 (RGBl. 1942 I, S. 333) hatte bestimmt, daß 
das Gericht bei einer Erledigung der Hauptsache nur 
noch über die Kosten unter Berücksichtigung des bis
herigen Sach- und Streitstandes nach billigem Er
messen.zu entscheiden hat. § 6 der Thüringischen Über
leitungsverordnung vom 25. 10. 1945 (Ges.S. 1945 S. 50) 
hat diese Fassung wörtlich übernommen. Was Recht
sprechung und Schrifttum zu § 4 Abs. 1 der Dritten Ver
einfachungsverordnung entwickelt haben, ist also ohne 
weiteres anwendbar auf § 6 der Thüringischen Über
leitungsverordnung. „Widerspricht nun die andere 
Partei (der Angabe des Klägers, daß die Hauptsache er
ledigt sei), „so muß das Gericht darüber entscheiden, 
ob die Hauptsache erledigt ist. Es darf nicht in der 
Hauptsache verurteilen, sondern muß die Erledigung 
feststellen oder die Klage abweisen“. (Baumbach, Erl. 2 
zu § 4 der Dritten Vereinfachungsverordnung in An
hang § 91 ZPO. unter Berufung auf RGZ Bd. 156 S. 376). 
Im vorliegenden Falle widerspricht die Verklagte; sonst 
beharrte sie nicht auf ihrem Sachabweisungsantrag. 
Diese prozessuale Haltung, den Klageabweisungsantrag 
aufrechtzuerhalten, nimmt die Verklagte mit Recht ein. 
Gegenüber einem ihrer Meinung nach nicht gerecht
fertigten Klageantrag, der mittelbar durch die Ver
wahrung des Klägers gegen die Kosten als berechtigt 
bezeichnet wird, kann die Verklagte darauf bestehen, 
daß die Klage abzuweisen sei, selbst wenn der Kläger 
die Hauptsache für erledigt erklärt. Da der Kläger eine 
Rücknahme der Klage ausdrücklich ablehnt, ist bei 
seiner Verwahrung gegen die Kostenlast eine Sachent
scheidung unvermeidlich. Die Erklärung des Klägers, 
daß die Hauptsache erledigt sei, ist objektiv unrichtig 
(vgl. auch Schönke, Zivilprozeßrecht, 2. Aufl., S. 243, 
245 und Warneyer, Rechtsprechung 1938, Nr. 14).

Der Hauptanspruch scheitert an § 15 der Verordnung 
vom 18. 10. 1946. Nach dieser Bestimmung ist die For
derung des Klägers an die ursprüngliche Aktiengesell
schaft von dem landeseigenen Betrieb, der jetzigen Ver
klagten, nicht übernommen worden.

Die Klageforderung ist daher nicht begründet, so daß 
der Berufung stattzugeben und die Klage in vollem Um
fange abzuweisen ist.

über die Kosten ist bei dieser Sachlage nach allge
meinen Grundsätzen zu entscheiden (Schönke aaO. 
S. 401). Dem in voller Höhe unterlegenen Kläger sind 
gemäß § 91 .ZPO die Kosten des Rechtsstreites aufzu
erlegen.

Die Richtigkeit dieser Kostenentscheidung ergibt sich 
auch aus folgender Erwägung:

Der Kläger trägt für die von ihm eingebrachte Klage 
grundsätzlich das Prozeßrisiko. Wenn im Laufe des 
Prozesses dadurch, daß das Gesetz geändert wird, die 
Grundlage für den Klageanspruch entfällt, so darf die
ser Umstand dem Verklagten nicht zum Nachteil ge
reichen, da er sich auf die Klage einlassen mußte. Über
dies hat hier die neue Verklagte, der landeseigene Be
trieb, als sie sich nach der Übergabe in den Rechtsstreit 
einließ, die Rechtslage noch nicht einwandfrei übersehen 
können. Denn die Verordnung vom 18. 10. 1946, deren 
§ 15 von ausschlaggebender Bedeutung ist, ist erst am
28. 1. 1947 verkündet worden.

A n m e r k u n g :

Die Entscheidung verkennt die von Rechtsprechung 
und Literatur im Zusammenhang mit der „Erledigung 
der Hauptsache“ herausgebildeten Grundsätze, insbe
sondere ist die Konstruktion, der Kläger verwahre sich
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